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Wählerwanderung

Die Ethikforschung geht davon aus, dass nur 15 % der Bevölkerung in der Lage sind sich 
selbst Regeln zu geben und danach zu leben. Bemerkenswert ist, dass dieser Wert dem der 
Selbständigen entspricht, was ein Hinweis darauf sein könnte, dass er zutrifft.

Das bedeutet aber auch, dass es in den Parteien ungefähr 85% Mitläufer gibt, die mehr oder 
minder autoritätsgläubig sind und der Parteiführung folgen. Es mag sein, dass in den Parteien 
der Anteil etwas günstiger ist, weil sie eine Auswahl derer sind, die sich politisch engagieren. 
Aber die Mehrheit dürfte dennoch nicht fähig sein aus eigener Erkenntnis Initiativen zu 
ergreifen, die dem Land dienen. Im Gegenteil dürfte ein erheblicher Anteil der Parteimitglieder 
sich das eigene Denken ersparen und darauf vertrauen, dass die Führung schon wisse, was 
richtig ist. Man glaubt den "Autoritäten".

Das verhindert, dass man selbst sich Fragen stellen muss, ob der Kurs der Partei richtig ist. 
Man delegiert Denken und Verantwortung an die Führung, um nicht selbst aktiv werden zu 
müssen. Das ist bequemer, als wenn man selbst Lösungen für die Probleme der Zeit suchen 
müsste. Zudem gibt einem die Partei das Gefühl auf der richtigen Seite zu stehen, solange man 
sie nicht in Frage stellt.

Besonders ausgeprägt scheint mir diese Einstellung bei Konservativen, die am Liebsten die 
"gute alte Zeit" bewahren würden, in der man sich auskannte und die Partei mächtig war. Einige 
von ihnen würden denen, die andere Parteien wählen gerne das Wahlrecht nehmen, weil sie die 
für dumm halten. Das ist intellektueller Hochmut und widerspricht dem Grundgesetz.

Mit welcher Begründung könnte sich jemand befugt fühlen anderen das Denken 
abzusprechen? Doch wohl nur, wenn man meint klüger als der Andere zu sein. Wer stellt das 
fest? Wer prüft das? Wie? Wo führt das hin? 

Man kann derartige Ansichten, die sich mit Demokratie oder Grundgesetz nicht begründen 
lassen, auch als Hinweis darauf sehen, dass die Person selbst keine Lösungen anzubieten hat, 
aber auch keine erarbeiten will, sondern nach einer starken Person ruft, die das für sie erledigen 
soll. Dann wären derartige Ansichten ein Zeichen für die Unwilligkeit oder Unfähigkeit an der 
demokratischen Meinungsbildung teilzunehmen.
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Parteien bieten mit ihren Programmen Konzepte an, von denen sie meinen, dass sie a) richtig 
sind, b) von Vielen für richtig gehalten werden, c) den Wählern einleuchten und gefallen und d) 
den Parteimitgliedern Argumente geben für die Auseinandersetzung mit Anderen.

Parteien stecken aber immer in dem Zwiespalt, was ist gut für das Land und was ist gut für 
die Partei. Das muss nicht immer dasselbe sein. Was dann? Für die Partei geht es um Macht und 
Wählerstimmen, für das Land können ganz andere Themen wichtiger sein.

Wenn derartige bequeme und undemokratische Einstellungen bei einem erheblichen Teil der 
Konservativen verbreitet sind, dann ist nicht sehr verwunderlich, dass 83 000 ehemals 
Christliche Wähler in Sachsen-Anhalt (2,12 Millionen Einwohner ) zur Rechten wanderten, die 
genau das verspricht, nämlich das eigene Denken und Bewerten abzunehmen und autoritär Ziele 
zu verfolgen, die dem Ego schmeicheln ( Größe, Stärke, Gemeinschaft gleich Gesinnter, 
Ablehnung alles Fremden ).

Es zeigt sich jetzt, dass Frau Merkels Verlagerung der Konservativen in die Mitte des 
Parteienspektrums rechts von den Konservativen eine Lücke öffnete, in der jetzt die Rechten 
gedeihen.

Zugleich wird klar, weshalb weder Konservative noch Rechte in der Lage sein werden neue 
Lösungen für alte Probleme zu finden, sie wollen ja möglichst wenig Veränderung, oder wenn 
dann in die Vergangenheit. Das erklärt zum Teil auch das geringe Ansehen der Regierung aus 
Konservativen und Sozialdemokraten. Beide haben an der Entstehung der Probleme mit gewirkt 
und tun sich nun schwer, sie zu lösen.

Bei einem "Weiter so!", wie es Konservative bevorzugen, würden die Probleme noch größer. 
Da aber die Opposition mittlerweile durch die Rechten geschwächt ist, ist nicht zu erkennen, wie 
die Probleme angepackt oder gelöst werden könnten. Das merken die Bürger und sind zu zwei 
Dritteln besorgt, dass es zu einer rechten Diktatur kommen könnte, oder zumindest sich die 
Lebensbedingungen weiter verschlechtern werden. Auch daher fehlt es an Mut, neuen Ideen und 
einer Aufbruchsstimmung, um die Lage zu verändern. 
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